
Aktuelle Neuigkeiten aus dem Personalrat beim HZA Frankfurt am Main

BDZ-Mitglieder im
Personalrat beim
HZA Frankfurt am Main
Lyoner Stern 3.OG / 3054
Hahnstraße 68 - 70
60528 Frankfurt am Main
Tel:  069 / 257829 -3196
personalrat@bdz-fra.de

Bei Fragen, Anregungen o-
der Problemen stehen
Ihnen die BDZ-Mitglieder
im Personalrat gerne für ein
Gespräch im Lyoner Stern
oder nach Rücksprache
auch in Ihrem Arbeitsgebiet
zur Verfügung.

Verfasser im
Sinne
des Presserechts:
Vorstand des
BDZ Ortsverband
Frankfurt am Main
(Flughafen)

 Florian Preißner   Christian-G. Brüchert   Maria Höcher      Carsten Friedrich  Alfred Benischke     Söhnke Fey    Carmen Goßmann
 ÖPR-Vorsitzender           Vorstand                     Vorstand
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KURZ NOTIERT Sitzung vom 18.01.2021

Einführung einer gefütterten ZOLL-Warnjacke

Bei Kontrollen auf der Straße ist stets eine Warnweste bzw. eine Warnjacke zu tragen. Die Westen sind sehr dünn und wärmen
deshalb kaum. Wir wurden darauf hingewiesen, dass es sinnvoll wäre, für die kalte Jahreszeit auch gefütterte Warnjacken vorzu-
halten. Die BDZ-Fraktion unterstützt diesen Vorschlag. Der Vorstand des Bezirkspersonalrats bei der Generalzolldirektion wurde
beauftragt, die Forderung nach Anschaffung von geeigneten Jacken an die Verwaltung heranzutragen. Es soll angestrebt werden,
dass diese Kleidungsstücke als Persönliche Schutzausrüstung (PSA) gelistet werden. Dies hätte den Vorteil, dass alle Beschäftig-
ten diese bei Bedarf bestellen könnten, also beispielsweise auch Beschäftigte bei Zollämtern.

Schließfächer zur Ablage des persönlichen Wechselgeldvorschuss und Quittungsblock im AKZ-Bereich angeregt

Die Beschäftigten des ZA Fracht, AbfSt AKZ, werden in absehbarer Zeit die neue Aufgabe der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
ausüben. In diesem Zusammenhang wird allen Beschäftigten ein persönlicher Wechselgeldvorschuss und ein Quittungsblock aus-
gehändigt. Bezüglich der Lagerung erfolgten Rückfragen, weshalb die BDZ-Fraktion das Thema in den Personalrat eingebracht
hat. Wir haben uns dafür eingesetzt, den Beschäftigten auf Wunsch Schießfächer zur Lagerung der Arbeitsmittel an der Dienststelle
zur Verfügung zu stellen. Im Dialog mit der Dienststellenleitung wurde sich einvernehmlich darauf geeinigt, die Bereitstellung von
Schließfächern nach einer Nutzungsabfrage umzusetzen. Die Abfrage ist gestartet und läuft noch bis Ende Januar.

Prüfung der Filterung der Raumluft in Bürobereichen ohne Fenster bzw. Lüftungsmöglichkeiten

Der Personalrat hat die Prüfung der Filterung der Raumluft in Bürobereichen ohne Fenster bzw. Lüftungsmöglichkeiten angeregt
(siehe BDZ PR kompakt vom 09.11.2020). Auf Nachfrage der Dienststelle wurde nunmehr durch die GZD mitgeteilt, dass keine
zusätzlichen Luftreiniger für Bürobereiche mit technischer Belüftung beschafft werden dürfen. Der Personalrat hat sich diesbezüg-
lich an den Dienststellenleiter gewandt und bittet in Erfahrung zu bringen, wie häufig die Lüftungsanlagen am Frankfurter Flughafen
im letzten Jahr ganz oder teilweise ausgefallen sind. Erst auf Grundlage dieser Information ist die Bewertung der Stellungnahme
des Arbeitsschützers der GZD möglich.

BDZ und BDZ Jugend fordern erhöhte Corona-Schutzmaßnahmen!

Die in Kürze anstehenden Zwischenprüfungen der 1.345 Nachwuchskräfte des mittleren Zoll-
dienstes und 800 Nachwuchskräfte des gehobenen Zolldienstes sollen an den BWZ-Ausbil-
dungsstandorten sowie bundesweit dezentral in Liegenschaften in den Bezirken der Ausbil-
dungshauptzollämter durchgeführt werden. Der BDZ geführte Bezirkspersonalrat sowie die Ju-
gendvertretungen lehnten nunmehr diese Form der Zwischenprüfung aufgrund der weiterhin
sehr kritischen Entwicklung der Corona-Pandemie ab. Mit der geplanten Durchführung von Prä-
senzprüfungen besteht aus Sicht des BDZ ein unkalkulierbares Infektionsrisiko. Nicht ohne

Grund verlängerten kürzlich die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder ihren Beschluss zur grundsätzlichen Schlie-
ßung von Schulen bzw. Aussetzung der Präsenzpflicht. Der BDZ fordert die Verantwortlichen auf, den Bund-Länder-Beschlüssen
entsprechend im Interesse des Gesundheitsschutzes der betroffenen Beschäftigten und Nachwuchskräfte zu handeln.
https://www.bdz.eu/medien/nachrichten/detail/news/bdz-und-bdz-jugend-fordern-erhoehte-corona-schutzmassnahmen.html

 Der Personalrat plant die diesjährigen Personalversammlungen für das 1. Halbjahr am Dienstag,
29. Juni, und für das 2. Halbjahr am Dienstag, 7. Dezember 2021, im Auditorium der Fraport AG
(Gebäude 161) am Flughafen Frankfurt durchzuführen, wenn die Regelungen im Hinblick auf die
Corona-Pandemie dies zulassen. Anderenfalls erfolgt ca. 1 Monat zuvor die Absage.

 Um das Zoll- und Eingliederungstraining wieder aufnehmen zu können, haben sich der BDZ ge-
führte Bezirkspersonalrat und die Generalzolldirektion auf ein entsprechendes Konzept zur Wie-
deraufnahme (sobald es die Corona-Lage wieder zulässt) geeinigt. Aus Sicht der BDZ-Fraktion
dürfen den Kolleginnen und Kollegen keine Nachteile durch das ausgefallene Training entstehen.

 Als vierten Ausbildungsstandort für den mittleren Zolldienst wurde eine Liegenschaft in Erfurt er-
kundet. Mehr zur Planung neuer Ausbildungsstandorte gibt’s in der aktuellen BDZ HPR kompakt:
https://www.bdz.eu/fileadmin/dokumente/Medien/Personalraete_kompakt/Kompakt_2021/210114_HPR.pdf

 Reihenfolge bei Corona-Impfverordnung berücksichtigt BDZ-Initiative: Der BDZ hatte sich bereits
während der Vorabstimmungen mit einer Initiative hinsichtlich einer Priorisierungsentscheidung im
Interesse unserer Kollegen/innen an das BMF gewandt. Mehr Informationen finden sich unter:
https://www.bdz.eu/medien/nachrichten/detail/news/die-festgelegte-reihenfolge-beruecksichtigt-bdz-initiative.html

 11 vorübergehende Umsetzungen behan-
delt

 13 Fortbildungsveranstaltungen behandelt

 3 Unterstützungsanträge behandelt

 38 Urlaubslisten behandelt

 Entwurf einer neuen DV über die Rufbereit-
schaft des IT-Bereichs des SG A

 Äußerung gem. § 82 BPersVG zum/zur

- Durchführungskonzept für die Zwischen-
prüfung im Grundstudium 2020/21 (Zoll)
während der Corona-Pandemie
- Hygiene Betriebsanweisung Zoll und
Handlungsanweisung PSA
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Zum 1. Januar 2021 wurde
erneut ein Tarifbeschäftigter
beim HZA Frankfurt am Main
verbeamtet. Unser Personal-
ratsvorsitzender Florian
Preißner hat an der Vereidi-
gung teilgenommen, be-
glückwünschte den Kolle-
gen Ralf Bay persönlich und
wünschte ihm für die bevor-
stehende dreijährige Probe-
zeit viel Kraft und Erfolg.

Jetzt im dbb VorteilsClub: iMac gewinnen!

Über das Thema Homeoffice wird derzeit viel
diskutiert. Berichten Sie uns, welche Erfahrun-
gen Sie bei der Arbeit im Homeoffice gesammelt
haben und gewinnen Sie mit etwas Glück einen
Apple iMac im Wert von ca. 1.500 € (Teilnahme-
schluss: 31.01.2021, Teilnahmeberechtigt sind
nur BDZ-Mitglieder / dbb-Mitglieder).

https://www.dbb-vorteilswelt.de/

Förderung der Elektromobilität: E-Auto oder E-Bike an der Dienststelle laden

Den Bezirkspersonalrat erreichen immer wieder Anfragen zur Möglichkeit privateigene Fahrzeuge mit Elektroantrieb bei den Dienst-
stellen „aufzutanken“, sei es Autos oder Fahrräder. Perspektivisch sollen die bereits vorhandenen Lademöglichkeiten deutlich er-
höht werden. Demnächst erfolgt eine öffentliche Ausschreibung durch die BImA für die Planung, Lieferung, Errichtung und den
Betrieb von Ladeinfrastruktur auf 1.000 der bundesweit von der BImA verwalteten Liegenschaften. Die Anzahl der darunterfallenden
Zollliegenschaften wird derzeit festgelegt. 2025 sollen noch einmal insgesamt 3.000 Liegenschaften dazukommen. Grundsätzlich
soll es möglich sein, auch mit privateigenen Fahrzeugen vorhandene Ladestationen zu nutzen. Grundvoraussetzung ist natürlich,
dass diese frei sind und eine Möglichkeit besteht, die entnommene Strommenge zu bezahlen. Ein entsprechender Versuch läuft
derzeit auf dem Gelände der Generalzolldirektion in Bonn in Verbindung mit den Bonner Stadtwerken. Verantwortlich für die Ein-
richtung von Lademöglichkeiten ist der Grundstückseigentümer. Insofern wird es erhöhten Abstimmungsbedarf bei Liegenschaften
geben, die sich nicht im Bundesbesitz befinden, wie z.B. angemietete Liegenschaften oder Flughafengelände. Die BDZ-Fraktion
wird sich für eine Berücksichtigung der Interessen der Beschäftigten einsetzen. Es ist klar, dass dies ein längerer Prozess sein wird,
bei dem die Gegebenheiten vor Ort berücksichtigt werden müssen, aber es ist erklärter Wille der Politik, dass der Verwaltung eine
Vorreiterrolle bei der Steigerung der Elektromobilität zukommt. Mehr zu diesem und weiten aktuellen BPR-Themen finden Sie in
der aktuellen Ausgabe BDZ BPR kompakt: https://www.bdz.eu/fileadmin/dokumente/Medien/Personalraete_kompakt/Kompakt_2021/210122_BPR.pdf

Online-Jahrestagung
Der Staat muss besser auf Krisenbewältigung
vorbereitet werden

Am 11. Januar 2021 fand unter dem Motto „Nach
der Krise ist vor der Krise – Staat neu denken“ die
62. dbb Jahrestagung statt. Der traditionelle Jah-
resauftakt des Beamtenbundes wurde erstmals in
digitaler Form interaktiv von Berlin aus durchge-

führt. In
zahlreichen Grußbotschaften brachten Spitzenpolitiker und Vertreter von Verbänden ihre
Wertschätzung für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zum Ausdruck. Zugleich gin-
gen sie auf die Herausforderungen des öffentlichen Dienstes in den kommenden Jahren ein,
wie z.B. die Digitalisierung der Verwaltung, die Klimakrise, der Personalmangel und zuneh-
mende Gewalt gegenüber Beschäftigten. Bundeskanzlerin Merkel betonte in ihrer Videobot-
schaft: „Wir nehmen es nicht hin, wenn Polizei, Rettungskräfte und andere Vertreter des Staa-
tes respektlos behandelt oder an ihrer Arbeit behindert werden – oder wenn sie gar Gewalt
erfahren“.

Im Auftaktgespräch würdigten der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach und Bundesinnenminister Horst Seehofer gemein-
sam die herausragende Leistung der Beschäftigten. Seehofer lobte den öffentlichen Dienst, der sich in der Pandemie als Rück-
grat des Staates erwiesen habe. Im Rahmen der Pandemie sind jedoch auch die Defizite des Verwaltungsgeschehens deutlich
geworden und der dbb Chef Silberbach hatte bereits im Vorfeld der Jahrestagung einen Pakt für Krisenresilienz gefordert, um
den Staat besser auf zukünftige Krisen vorzubereiten. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Defizite bei der Digitalisierung,
die mit einer koordinierten Digitalstrategie angegangen werden müssen, welche sowohl die Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes als auch die Digitalisierung der internen Verfahren und Arbeitsweisen zusammen mit einer leistungsfähigen und flächen-
deckenden digitalen Infrastruktur in den Blick nimmt. Silberbach und Seehofer waren sich einig, dass der Bund bereits große
Anstrengungen bei der Digitalisierung von Verwaltungsdienstleistungen unternimmt und Länder und Kommunen hier nachziehen
müssen. Nach Auffassung von Seehofer kann nur der Föderalismus garantieren, dass die Maßnahmen auch treffsicher seien.
Silberbach warnte jedoch vor einem Flickenteppich bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes.

Im Hinblick auf die Einkommensrunde 2020 sagte Seehofer eine zeitnahe Übertragung des Tarifergebnisses auf den Beamten-
bereich zu (das dafür notwendige Gesetz ist bisher noch nicht in den Deutschen Bundestag eingebracht worden). Der von BDZ
und dbb geforderten Rückführung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit stand Seehofer nicht prinzipiell ablehnend gegen-
über. Aus seiner Sicht hat es jedoch Priorität, zunächst eine Aufstockung von Stellen zu erreichen. Im Anschluss daran könnte
eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit erneut diskutiert werden.

In seinem Fachvortrag „Der öffentliche Dienst - in bester Verfassung“ nahm der ehemalige Bundesverfassungsrichter Udo Di
Fabio die Herausforderungen für die Verwaltung als Teil der staatlichen Gewaltenteilung in den Blick. Im Fortbestand des Be-
rufsbeamtentums sieht er einen strukturellen Garanten für das Funktionieren der öffentlichen Verwaltung. Während viele schon
gedacht hätten, die Zeit des Berufsbeamtentums sei vergangen, habe das Bundesverfassungsgericht in einer aktuellen Entschei-
dung deutlich gemacht, dass die Regelung des Berufsbeamtentums nicht nur weiter gültig ist, sondern dass dahinter auch ein
hochaktueller sowohl rechtsstaatlicher wie auch demokratischer Kerngedanke steht, der gerade in volatilen Zeiten nicht verloren
gehen sollte. Im Hinblick auf zunehmende Herausforderungen im Bereich der Altenpflege und medizinischen Versorgung sowie
der inneren und sozialen Sicherheit mahnte er qualitative Verbesserungen der Personalsituation an. Darüber hinaus werde der
öffentliche Dienst nur dann in guter Verfassung bleiben, wenn es gelingt, junge Menschen zu gewinnen und langfristig zu moti-
vieren, indem er gesellschaftliche Veränderungen nicht hinterherläuft, sondern proaktiv gestaltet. Di Fabio beobachtet vielfach
eine strukturelle Überforderung des öffentlichen Dienstes, die aus einem zum Teil über Jahrzehnte erfolgten Zuwachs von Auf-
gaben resultiere. Der demokratische Staat müsse jedoch die öffentlichen Aufgaben, das Versprechen der inneren Sicherheit und
die Infrastruktur der Daseinsvorsorge auf der einen Seite immer in die Balance zu den personellen und sächlichen Mitteln auf
der anderen Seite bringen.

In seinem Schlusswort zog der dbb Bundesvorsitzende Silberbach eine positive Bilanz der erstmals im digitalen Format durch-
geführten dbb Jahrestagung. Er hob dabei hervor, dass die hybride Veranstaltungsform eine hohe Teilnehmerzahl und einen
erhöhten Input zu den Diskussionen ermöglicht habe.
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Wie soll er aussehen, der öffentliche Dienst der Zukunft? Wie wird sich die Beschäftigtenstruktur künftig darstellen? Welchen Ein-
fluss wird die digitale Entwicklung auf die Verwaltung haben? Sind bei Aus-, Fort- und Weiterbildung aktuelle Entwicklungen be-
rücksichtigt? Wie steht es um die Digitalkompetenz?

Der öffentliche Dienst und seine 4,6 Millionen Beschäftigten stehen vor großen Herausforderungen. Seit Jahren sind die Auswir-
kungen des demografischen Wandels ebenso spürbar wie die der Digitalisierung, die Gesellschaft und Arbeitswelt tiefgreifend
verändert. Das Durchschnittsalter der Beschäftigten steigt, und die Gewinnung von qualifiziertem Nachwuchs gestaltet sich zuneh-
mend schwierig. In den kommenden 10 Jahren werden mehr als 1,25 Millionen Beschäftigte in den Ruhestand gehen. Maßnahmen,
die die Attraktivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber dauerhaft steigern, sind vor diesem Hintergrund unumgänglich. Die
„digitale Revolution“ wird auch den öffentlichen Dienst und das gesamte staatliche Handeln gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern verändern und prägen. Die Beschäftigten sind in zweifacher Hinsicht betroffen: Zum einen als Akteure in Behörden, Verwal-
tungen und Betrieben, wo neue Hard- und Software, neue Abläufe, Prozesse und Netzwerke zu implementieren sind. Zum anderen
sind sie weiterhin die Botschafterinnen und Botschafter des Staats, sie sind die Umsetzenden, die Garantie für Daseinsvorsorge,
Recht und Ordnung – auch im digitalen Zeitalter, und sie müssen den entsprechend veränderten Bedürfnissen und Ansprüchen der
Bürgerinnen und Bürger gerecht werden.

Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft- und Handeltreibende wollen einen verlässli-
chen Staat. Sie wollen in Zeiten von Globalisierung und Digitalisierung, von ein-
schneidenden und rasanten Veränderungen einen starken Staat, der sie vor ne-
gativen Entwicklungen schützt und gesellschaftlichen Zusammenhalt fördert. Ein
leistungsfähiger öffentlicher Dienst ist Voraussetzung für diese Daseinsvorsorge,
für verlässliche Infrastruktur, für gleiche Lebens-, Rechts- und Wirtschaftsbedin-
gungen in Deutschland. Doch der öffentliche Dienst von heute ist in keiner guten
Verfassung: Mehr als 60 Prozent der Menschen in Deutschland halten den Staat
bei der Erfüllung seiner Aufgaben für überfordert. Es gibt besorgniserregende
Anzeichen für einen generellen Vertrauensverlust in die Leistungsfähigkeit des
Staates: eine verbreitete Politikverdrossenheit, eine dramatische Zunahme ver-
baler und physischer Gewalt gegenüber Repräsentantinnen, Repräsentanten
und Beschäftigten des Staates und nicht zuletzt leider auch der Zulauf zu extre-
mistischen Parteien und Gruppierungen.

Diese Entwicklung gilt es umgehend zu stoppen. Denn es ist der öffentliche
Dienst, dessen Arbeit die Menschen zusammenhält. Die Beschäftigten des
Staats sorgen dafür, dass Deutschland funktioniert. Sie sind Menschen im Dienst
der Menschen. Sie schaffen den gesellschaftlichen Kitt an gemeinsamen Werten,
Zielen, Grundsätzen und Standards. Sie sind gelebte Demokratie. Sie betreuen,
bilden, sorgen vor und nach, sie pflegen, sie schützen, sie sorgen für Recht und
Ordnung, sie kümmern sich um die Finanzen, sie fördern und fordern, wo nötig,
sie behalten den Überblick – objektiv, verlässlich, 24/7. Diese 4,6 Millionen Men-
schen verdienen Arbeitsbedingungen, die sie in die Lage versetzen, ihren Dienst
gut und vereinbar mit ihrem Leben zu leisten. Sie verdienen Wertschätzung und
Rückendeckung. Sie verdienen eine leistungsgerechte Bezahlung und ein mo-
dernes Arbeitsumfeld, das sie nicht krankmacht.

Über viele Jahrzehnte war die Entwicklung des öffentlichen Dienstes vom Spardiktat der Politik geprägt. Bei stetiger Aufgabenver-
dichtung konnte von aufgabengerechter Personalausstattung keine Rede sein. Erst angesichts des spürbaren demografischen
Drucks wird die Politik langsam aktiv. Eine demografievorsorgende Stellenpolitik sowie neue Personalentwicklungskonzepte sind
erste Ansätze, müssen aber zwingend weiter ausgebaut werden, um die Attraktivität des öffentlichen Dienstes dauerhaft zu steigern
und Deutschlands größten Arbeitgeber im Wettbewerb um qualifizierten und motivierten Nachwuchs konkurrenzfähig zu halten.

Der Weg zum öffentlichen Dienst der Zukunft muss gemeinsam von Bürgerinnen und Bürgern, Beschäftigten, Politik, Arbeitgebern
und Dienstherrn gestaltet und beschritten werden. Dieses Werkstattpapier ist eine Skizze dieser Zukunft. Es zeigt die Richtung auf,
in die es insbesondere aus Perspektive der Menschen, die im Dienst der Gemeinschaft stehen, hingehen muss. Denn eine erfolg-
reiche Gestaltung des Entwicklungsprozesses hängt ganz entscheidend davon ab, dass die Beschäftigten mitgenommen werden
und mitgestalten können.

https://www.dbb.de/aufbruch-der-oeffentliche-dienst-der-zukunft.html


